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Lage der deutschen Solarzellenindustrie und politische Förderung 
erneuerbarer Energien 


Der Industriestandort Deutschland im Bereich der Solarzellenproduk- 
tion ist trotz eines technologischen Entwicklungsstandes, der im Bereich 
Forschung und Entwicklung auf Weltnivau liegt, gefährdet, bevor die 
Massenfertigung der Solarzellen überhaupt begonnen hat. Ursachen 
dafür sind fehlende Programme der Bundesregierung seit dem Auslau- 
fen des 1000-Dächer-Programms, die mangelhafte Integration erneuer- 
barer Energien in Entwicklungshilfestrategien, das Fehlen eines Export- 
konzepts und eine mangelnde Bereitschaft der Anteilseigner der deut- 
schen Solarzellenhersteller, ein unternehmensstrategisches Zukunfts- 
konzept mit dieser Technologie zu entwickeln. 

1. Wie schätzt die Bundesregierung den Stand der Forschung und 
Entwicklung der im Bereich der Photovoltaik tätigen deutschen 
Firmen auf den Gebieten 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Bildung, Wissen- 
schaft, Forschung und Technologie vom 5. Oktober 1995 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft, dem Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, dem Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und dem Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
übermittelt. 
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a) der monokristallinen Siliziumzellen, 

b) der polykristallinen Siliziumzellen, 

c) der Dünnschichtzellen, 

d) der Solarzellen mit anderen Materialien, 

e) der Herstellungstechnologien für Solarzellen 

im internationalen Vergleich der Solarzellenproduzenten ein? 


Zu a) und b) 

Nach Erkenntnis der Bundesregierung nimmt die Forschung und 
Entwicklung (FuE) der in der Photovoltaik tätigen deutschen 
Unternehmen, in Kooperation mit verschiedenen deutschen Solar- 
Forschungsinstituten, bei den monokristallinen und den polykri- 
stallinen Siliziumzellen, international gesehen, eine sehr gute 
Stellung ein, bei der Herstellung des polykristallinen Silizium- 
materials eine internationale Spitzenstellung. 

Zu c) 

Bei den Dünnschichtzellen auf Basis des Amorph-Siliziums liegt 
der Entwicklungsstand, vor allem in bezug auf die Leistungsfähig- 
keit marktgängiger Produkte, im internationalen Vergleich mit 
auf den vordersten Plätzen. 

Bei den Dünnschichtsolarzellen auf Basis kristallinen Siliziums 
sowie auf Basis des Verbindungshalbleiters Kupfer-Indium-Dise- 
lenid ist das Stadium der Produktionsreife noch nicht erreicht. Die 
Forschungsarbeiten der deutschen Industrie fügen sich in die 
internationalen Anstrengungen auf diesem Gebiet ein und haben 
teilweise Spitzenleistungen hervorgebracht. 

Die FuE im Bereich der Dünnschichtsolarzellen ist Gegenstand 
enger Zusammenarbeit zwischen Industrie und Forschungsein- 
richtungen. 

Ein privates Technologie-Institut verfolgt einen innovativen 
Ansatz für die Herstellung von Cadmium-Tellurid-Dünnschicht- 
solarzellen. Die Überführung in eine Pilotfertigung wird ange- 
strebt. Einige ausländische Firmen fertigen bereits Solarzellen 
dieses Typs mit unterschiedlichen Herstellungsverfahren. 

Zu d) 

Forschung und Entwicklung an Solarzellen aus anderen Materia- 
lien findet z. Z. in der deutschen Industrie nicht statt, ausge- 
nommen die Entwicklung von Höchstleistungs-Solarzellen aus 
Gallium- Arsenid für Weltraum -Satelliten. 

Zu e) 

Die größten bisher in Deutschland realisierten Herstellungsan- 
lagen für Solarzellen haben eine Fertigungskapazität von bis zu 
4 Megawatt (MW) pro Jahr und sind damit noch nicht in einer 
Größenordnung für einen optimal automatisierten Herstellungs- 
prozeß, wie er für Groß-Produktionsanlagen von etwa 10 bis 
100 MW pro Jahr erforderlich ist. In den laufenden Solarzellen- 
FuE-Projekten der deutschen Firmen werden teilweise Studien zu 
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Herstellungstechnologien für eine großmaßstäbliche Produktion 
mit durchgeführt. Es besteht die Fördermöglichkeit für weiterfüh- 
rende FuE-Vorhaben auf diesem Gebiet. 

Die bisher in Japan errichteten Solarzellen-Fertigungsanlagen 
haben etwa die gleiche Größenordnung wie die in Deutschland 
realisierten. Die weltgrößte Produktionsstätte für monokristalline 
Siliziumzellen mit einer Kapazität von 17 MW pro Jahr betreibt 
Siemens Solar Industries in den USA. 

In Japan und auch in den USA werden FuE-Vorhaben zur Herstel- 
lungstechnologie von Solarzellen gefördert. 


2. Ist der Bundesregierung bekannt, ob die deutschen Solarproduzen- 
ten Siemens Solar und ASE in ihren Produktionsstätten in den USA 
Produktionstechniken einsetzen, deren Entwicklung mit Mitteln 
aus dem Bundeshaushalt gefördert wurden, aber in deutschen Pro- 
duktionsstätten nicht zur Anwendung kamen? 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß Siemens Solar und 
ASE in ihren Photovoltaik-Produktionsstätten in den USA Ferti- 
gungstechniken einsetzen, die mit Förderung aus dem Bundes- 
haushalt entwickelt wurden, aber nicht in deutschen Produktions- 
stätten zur Anwendung kamen. 


3. Wie erklärt die Bundesregierung, daß die in Deutschland produzier- 
ten Solarzellen etwa das Doppelte der in den USA produzierten 
kosten, obwohl 

— die Arbeitskosten bei der Solarzellenproduktion nur etwa 
25 Prozent der Gesamtkosten ausmachen, 

— die Arbeitskosten in den USA nur um etwa ein Drittel niedriger 
sind als in Deutschland, 

— das Ausbildungs- und Qualifikationsniveau der deutschen 
Facharbeiter im allgemeinen höher eingeschätzt wird als der in 
den USA? 

Welche anderen Gründe als die etwas höheren deutschen Arbeits- 
kosten erklären die Kostendifferenz zu den USA? 


Es ist sachgerecht, den Vergleich der Herstellkosten auf das 
Endprodukt zu beziehen, d. h. auf das aus einer größeren Zahl von 
Solarzellen zusammengesetzte Solarmodul. 

Der Bundesregierung liegen hierzu folgende Informationen vor; 

Bei der Herstellung von Solarmodulen auf Basis kristalliner Sili- 
ziumzellen liegt in Deutschland bei Produktionsanlagen heutiger 
Größe der Personalkostenanteil zwischen 40 und 50%. In den 
USA ist dieser Anteil aufgrund deutlich geringerer Personalkosten 
nur halb so hoch. Dadurch sind die gesamten Herstellkosten für 
das Solarmodul um ca. 20 % niedriger. 

Zu den unterschiedlichen Arbeitskosten in Deutschland und USA 
tragen verschiedene Umstände bei: 

In Deutschland ist die tarifliche Arbeitszeit pro Jahr deutlich 
geringer als in den USA. Der Anteil der Lohnnebenkosten ist in 
Deutschland etwa doppelt so hoch anzusetzen wie in den USA. 
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Die in der Solarzellen- und Modulproduktion vielfach eingesetz- 
ten angelernten Arbeitskräfte erhalten in den USA einen deutlich 
niedrigeren Lohn als die Facharbeiter. In Deutschland liegen die 
Löhne angelernter Arbeitskräfte spürbar höher. 


4. Welche Förderprogramme zur Markteinführung der Solarzellen 
gibt es in den USA und in Japan? 


Soweit der Bundesregierung bekannt ist, unterstützt die amerika- 
nische Regierung Forschung, Entwicklung und Demonstration 
von Solarzellen. Die Markteinführung fördert sie grundsätzlich 
nicht direkt. Sie versucht aber, sie durch finanzielle Unterstützung 
anzustoßen. 

Dazu wurden zwei Hauptprojekte gestartet. 

Das PV-Mat-Programm (Photo voltaic manufacturing technology), 
an dem 35 Unternehmen teilnehmen, wurde 1990 in New Mexico 
begonnen, Ziel ist es, die Herstellungstechnik von Modulen, die 
aus Solarzellen zusammengesetzt sind, zu verbessern. Die US- 
Regierung hat dieses Projekt 1995 mit 12,75 Mio. US-$ gefördert. 
Nach US-Angaben ist das Projekt erfolgreich und hat dazu beige- 
tragen, die Herstellungskosten für Module zu senken. 

Das zweite Programm, PV-Bonus, wurde 1995 von der US-Regie- 
rung mit 4 Mio. US-$ unterstützt und beschäftigt sich mit der 
Einbindung von Photovoltaiksystemen in Gebäude. 

Japan fördert die Photovoltaik im Rahmen des New-Sunshine- 
Programms. Danach soll die Photovoltaik- Förderung, die derzeit 
bei etwas über 100 Mio. DM liegt, jährlich um 10 bis 11 % erhöht 
werden. 

Der Marktausweitung dienen Zuschüsse von MITI (Ministry for 
International Trade and Industry)/ANRE (Agency for Natural 
Resources and Energy) sowie Steuervergünstigungen. ANRE 
unterstützt mit ca. 1,7 Mrd. Yen pro Jahr die Installation von PV- 
Systemen, wenn Kommunen diese für Schulen, Museen und 
andere öffentliche Bauten einsetzen. Es werden zwei Drittel der 
Installationskosten bezuschußt (100 Yen = ca, 1,40 DM). 

Innerhalb des japanischen PV-Dächer-Markteinführungspro- 
gramms kann ANRE 1995 ca. 1 100 Installationen (1994 ca. 600) 
mit 2,1 MW Gesamtleistung fördern. Hierfür stehen 3,4 Mrd. Yen 
zur Verfügung. Bei einer Förderquote von 50 % ergeben sich so 
Gesamtinvestitionen von 6,8 Mrd. Yen. 

Im laufenden Haushaltsjahr (bis 31. März 1996) und voraussicht- 
lich auch darüber hinaus wird der Einsatz von Solarenergie in 
Japan steuerlich wie folgt gefördert: 7 % des Investitionsbetrags 
können von der Steuer abgezogen werden (begrenzt auf 20 % des 
Steuerbetrugs). Sonderabschreibungen in Höhe von 30% des 
Investitionsbetrags sind zusätzlich zur normalen Abschreibung im 
ersten Jahr möglich. 
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5. Sind der Bundesregierung die Marktanalysen bekannt, die die 
amerikanische Bundesregierung und die japanische Regierung 
bezüglich des in den nächsten 25 Jahren zu erwartenden Welt- 
markts für Solarzellen erstellt haben? 

Verfügt die Bundesregierung über eine eigene Weltmarktanalyse? 

6. Sind der Bundesregierung die Exportaktivitäten der amerika- 
nischen und der japanischen Regierung auf dem Gebiet erneuerba- 
rer Energien bekannt, z. B. die des amerikanischen ECRE (Export 
Council on Renewable Energies)? 

Wie schätzt sie deren Bemühungen ein? 


Die US-Regiemng verfügt nach Angaben des Department of 
Energy über keine Analyse des Solarzellenmarktes für die näch- 
sten 25 Jahre. Marktanalysen der japanischen Regierung sind der 
Bundesregierung ebenfalls nicht bekannt. 

In den USA haben die zuständigen Bundesbehörden für den 
Bereich erneuerbarer Energien ein Committee on Renewable 
Energy Commerce and Trade (CORECT) gegründet, um Exportin- 
itiativen für erneuerbare Energien zu unterstützen. Laut Depart- 
ment of Energy werden alle Exportaktivitäten durch die private 
Industrie getätigt. 

Der private US Export Council for Renewable Energy (US/ECRE) 
ist eine Vereinigung von Verbänden, die von den Bundesbehör- 
den unterstützt wird. 

70 % der Solarzellen werden exportiert. Hauptexporteure sind 
Siemens (Kalifornien) mit einem Anteil von 50 % an der gesamten 
US-Produktion sowie ASE Americas mit über 5 % Marktanteil. 
Der Anteil von ASE und Siemens ist steigend. 

Ein wesentliches Förderinstrument für den Export japanischer 
Anlagen in Entwicklungsländer ist der Overseas Economic 
Cooperation Fund zur Gewährung zinsgünstiger und langfristiger 
Kredite. 

ANRE fördert den Test von PV-Systemen in Entwicklungsländern 
(Indonesien, Nepal, Thailand und Mongolei) durch bilaterale 
Kooperationsverträge (Budget 1995: 0,38 Mrd. Yen). 

Die amerikanischen und japanischen Bemühungen um größere 
Anteile am Welt-Photovoltaik-Markt können die Voraussetzung 
schaffen für eine höhere Serienproduktion und damit für 
Kostensenkungen bei dieser derzeit noch teuren Technologie. 
Dies käme der Nutzung der Sonnenenergie insgesamt zugute. 


7. Was hat die Bundesregierung auf nationaler Ebene und zusammen 
mit der Europäischen Kommission unternommen, um die Export- 
aktivitäten für erneuerbare Energien zu fördern? 


Die Bundesregierung ist bemüht, auf nationaler und auf euro- 
päischer Ebene die Rahmenbedingungen für Exportaktivitäten so 
günstig wie möglich zu gestalten, was auch den erneuerbaren 
Energien zugute kommt. 

Sie stellt für die Unterstützung des Exportes erneuerbarer Ener- 
gien ihr bewährtes Förderinstrumentarium zur Verfügung. Dazu 


Drucksache 13/2566 


5 



Drucksache 13/2566 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


gehören insbesondere Hermes-Ausfuhrgewährleistungen, die im 
Rahmen des risikomäßig Vertretbaren für förderungs würdige 
Ausfuhren zur Verfügung gestellt werden. Um die Möglichkeit zu 
erhalten, aus Sicht der Bundesregierung besonders förderungs- 
würdige Waren und Dienstleistungen - wozu auch die erneuer- 
baren Energien gehören - durch Hermes-Deckung zu unterstüt- 
zen, bemüht sich die Bundesregierung, im Rahmen der EU-Har- 
monisierung der nationalen Exportkreditversicherungssysteme 
die Flexibilität des Hermes-Instruments zur Wahrung deutscher 
Exportinteressen zu erhalten. Allerdings sieht die Bundesregie- 
rung bei der Gewährung von Hermes-Deckungen von der speziel- 
len Förderung bestimmter Branchen oder Unternehmen ab, da 
dies die Gefahr der Benachteiligung solcher Unternehmen in sich 
birgt, die als weniger förderungswürdig angesehen würden. 

Das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie (BMBF) trägt mit seinen beiden Programmen Eldo- 
rado Sonne und Wind durch Erprobungs- und Kooperationspro- 
jekte in verschiedenen Partnerländern zur Verbreitung der deut- 
schen Photovoltaik- und Windtechnologie bei. Dazu gehören 
zur Zeit Argentinien,' Brasilien, Ägypten, Jordanien, Indonesien, 
China sowie mittel- und osteuropäische Länder. 


8. In ihrer Antwort vom 27. Juli 1995 auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat die Bundesregierung 
erklärt, sie wolle die Photovoltaik weiter nachdrückUch fördern. 
Welche neuen Initiativen hat sie ergriffen, und welche Initiativen 
will sie in nächster Zukunft ergreifen? 


Die Bundesregierung erarbeitet derzeit ein neues Energiefor- 
schungsprogramm, in dem die Photovoltaik ein wichtiges Teilge- 
biet sein wird. Übergeordnetes Ziel der FuE-Förderung ist die 
Kostensenkung photovoltaischer Stromerzeugung, um ihr weitere 
Anwendungsgebiete zu erschließen. Hierzu gehören u. a, photo- 
voltaische Kleinanlagen, die sich als Hochtechnologieprodukte 
eine Reihe vielversprechender Anwendungsnischen erschlossen 
haben und insbesondere ein Aktivitätsfeld innovativer kleiner 
und mittlerer Unternehmen sind. Schwerpunkte der Förderung 
werden u. a. die Entwicklung von Solarzellen und Modulen mit 
höheren Wirkungsgraden und deutlich verringerten Herstellungs- 
kosten sowie, ausgehend von den Erfahrungen im 1000-Dächer- 
Photovoltaik-Programm, die kostensenkende Vereinfachung und 
Standardisierung photovoltaischer Anlagen sowie ihre baulich 
und architektonisch vorbildliche Integration in Gebäudestruk- 
turen sein. 

Parallel zur Förderung von Forschung, Entwicklung, Demonstra- 
tion und Erprobung unterstützt ein lOO-Mio.-DM-Marktanreizpro- 
gramm des Bundesministeriums für Wirtschaft (BMWi) in den 
Jahren 1995 bis 1998 den Einsatz erneuerbarer Energien, darunter 
auch die Photovoltaik. Siehe auch Antwort zu Frage 10. 


9. Welche Fördermöglichkeit sieht die Bundesregierung bei den oben 
erwähnten Firmen (siehe Frage 2), nachdem diese ihre Produktion 
in die USA verlagert haben? 
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Die Fördermöglichkeit für FuE-Vorhaben in der Photovoltaik ist 
bei den genannten Firmen grundsätzlich weiterhin gegeben. Sie- 
mens Solar und ASE unterhalten in Deutschland sowohl umfang- 
reiche eigene FuE-Einrichtungen als auch Solarzellen- und 
Modulfertigungsstätten, deren Kapazität freilich wesentlich gerin- 
ger ist als die der erworbenen Produktionsanlagen in den USA. 

Die Förderung von FuE-Projekten ist dann möglich, wenn beab- 
sichtigt ist die FuE-Resultate überwiegend in den Produktionsein- 
richtungen in Deutschland zu nutzen. 

Sollte nach Abschluß eines Fördervorhabens entschieden werden, 
die Ergebnisse in einem Land außerhalb der Europäischen Union 
zu nutzen, z.B. durch einen Nutzungsvertrag mit einem Tochter- 
unternehmen, so muß dafür die Zustimmung der Bundesregie- 
rung eingeholt werden. Diese Zustimmung kann, je nach Sach- 
verhalt, von der Zahlung einer angemessenen Vergütung abhän- 
gig gemacht werden, die auch die Höhe der gewährten Förderung 
erreichen kann. 


10. Welche konkreten Initiativen hat die Bundesregierung ergriffen, 
um zu verhindern, daß die deutschen Solarzellenproduzenten ihren 
Produktionsstandort in Deutschland behalten? Hat sich die Bundes- 
regierung gegenüber den Vorständen der Eignerfirmen von Sie- 
mens Solar und ASE - also gegenüber den Vorständen von Siemens 
bzw. KWU, der Bayernwerk AG, der RWE und der DASA - darum 
bemüht, den Produktionsstandort Deutschland zu halten? 

Haben sich diese Firmen in der jüngeren Vergangenheit gegenüber 
•der Bundesregierung um neue Förderprogramme bemüht? 

Wenn ja, um welche Bemühungen handelte es sich dabei? 


Die Bundesregierung hat mit Aufwendungen für Projekte bei 
Hochschul- und sonstigen Instituten sowie bei der Industrie in 
Höhe von rund 1,1 Mrd. DM für Forschung, Entwicklung und 
Demonstration die deutsche Photovoltaik-Industrie in die Lage 
versetzt, einen herausragenden technologischen Wissensstand zu 
erreichen. Diese Politik wird fortgesetzt. Fast 120 Mio. DM sind 
dafür 1995 vorgesehen. 

Im Markt kann sich die Photovoltaik wegen der noch hohen 
Kosten ohne staatliche Hilfen allenfalls in Nischenbereichen 
durchsetzen. Hier setzt das lOO-Mio.-DM-Förderprogramm des 
BMWi zugunsten erneuerbarer Energien (1995 bis 1998) an, das 
auch der Photovoltaik zugute kommt. Mit dieser Förderung ist ein 
deutliches politisches Zeichen auch für die Unternehmen gesetzt. 

Die Bundesregierung setzt sich im übrigen dafür ein, die Rahmen- 
bedingungen für den Wirtschaftsstandort Deutschland im inter- 
nationalen Vergleich zu verbessern und damit auch die Wett- 
bewerbsfähigkeit der deutschen Hersteller von Solarzellen zu 
erhöhen. 

Die Bundesregierung steht in engem Kontakt mit den Vorständen 
der deutschen Photovoltaik-Hersteller und führt im Rahmen von 
Strategiegesprächen einen regelmäßigen Meinungsaustausch mit 
ihnen. Dabei wurde seitens der Photovoltaik-Produzenten u. a. in 
einem Strategiepapier die Notwendigkeit weiterer Forschungs- 
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förderung unterstrichen sowie eine verstärkte Förderung der Ent- 
wicklung von Fertigungstechnologien gefordert, parallel dazu 
Markteinführungshilfen und langfristig angelegte Programme für 
den Einsatz der Photovoltaik in Ländern der Dritten Welt. Für eine 
Realisierung aller Vorschläge wären erhebliche zusätzliche För- 
dermittel erforderlich. Ein Teil der Vorschläge wurde im Rahmen 
der bestehenden Forschungs-, Entwicklungs- und Demonstra- 
tionsförderung aufgegriffen. 


11. steht die Bundesregierung in Kontakt mit weiteren potentiellen 
deutschen Herstellern von Solarzellen? Hat die Bundesregierung 
Pläne, um diesen Firmen den Einstieg in die Solarzellenproduktion 
zu erleichtern? 

Wenn ja, um welche Plane handelt es sich dabei? 


Die Bundesregierung hat Kontakt mit weiteren potentiellen deut- 
schen Solarzellenherstellern und hofft auf einen erfolgreichen 
Abschluß der bisher geführten Gespräche. 

Als Hilfestellung für diese Firmen beim Aufbau der Solarzellen- 
produktion kommt z.B. die anteilfinanzierte Projektförderung bei 
der Solarzellen-Entwicklung und -Fertigungstechnik in Frage. 
Darüber hinaus gibt es weitere Angebote der allgemeinen Tech- 
nologieförderung, wie z.B. der vom BMBF initiierte Modellver- 
such „Beteiligungskapital für kleine Technologieunternehmen" 
und das KfW-Innovationsprogramm, das Unternehmen mit zins- 
günstigen Darlehen bei Forschung, Entwicklung und Marktein- 
führung unterstützt. 


12. Welche Maßnahmen zur Sicherung des Produktionsstandorts 
Deutschland für Solarzellen hat die Bundesregierung ergriffen bzw. 
gedenkt sie zu ergreifen? 


Es wird auf die Antwort zu Frage 10 verwiesen. 


13. Hat die Bundesregierung von den abgewanderten Firmen eine 
Rückzahlung von Fördermitteln verlangt? Sieht die Bundesregie- 
rung die prinzipielle Mögüchkeit einer Rückforderung dieser 
Mittel? 


Die Bundesregierung hat von Siemens Solar und ASE nach deren 
Erwerb von Solarzellen- und Modul-Herstellerfirmen in den USA 
keine Rückzahlung von Fördermitteln aus FuE-Vorhaben ver- 
langt. In beiden Fällen wurde mit den Fertigungsstätten in den 
USA auch das dort entwickelte Know-how übernommen, das die 
wesentliche Grundlage der dortigen Produktion bildet. Die Über- 
nahme dieser Fertigungsstätten basierte also nicht auf einer Über- 
tragung und Nutzung von in Deutschland geförderten Herstel- 
lungstechniken. Insofern hat die Bundesregierung in diesen Fäl- 
len keine Handhabe, Fördermittel zurückzufordern. 
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14. Wie kann für die Zukunft verhindert werden, daß Forschungsmittel 
an Firmen vergeben werden, deren industrielle Umsetzung dann 
außerhalb des Produktionsstandorts Deutschland bzw. der Euro- 
päischen Union erfolgt? 


Bei der Förderung von FuE-Vorhaben der Industrie kann eine 
Nutzung der Vorhabensergebnisse in Ländern außerhalb der 
Europäischen Union nicht vollkommen ausgeschlossen werden. 
Eine mit der Bewilügung der Fördermittel verknüpfte Auflage, die 
Ergebnisse ausschließlich in Deutschland zu nutzen, wäre für die 
heute notwendigerweise international ausgerichteten Unterneh- 
mensstrategien eine nicht annehmbare Einschränkung. Es gilt 
vielmehr, im Vorfeld eines Fördervorhabens detailliert zu prüfen, 
welche Aussichten für eine Verwertung des Know-hows in 
Deutschland bestehen und die Förder-Entscheidung davon 
abhängig zu machen. Siehe hierzu auch die Antwort zu Frage 9. 

Attraktive Rahmenbedingungen am Produktionsstandort Deutsch- 
land sind die beste Voraussetzung für eine inländische Nutzung 
innovativer Technologien. Hierfür setzt sich die Bundesregierung 
nachhaltig ein. 


15. Trifft es zu, daß die GTZ die Förderung der Photovoltaik in der 
Dritten Welt nicht für relevant hält, obwohl die Bundesregierung in 
der Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN vom 27. Juli 1995 feststellt, daß der „Einsatz von Solar- 
zellen an abgelegenen Orten gegenüber dem Verlegen einer 
Stromleitung zu einem zentralen Kraftwerk oder der Installation 
und dem Betrieb eines Dieselgenerators durchaus die wirtschaftlich 
günstigere Lösung darstellen"? 

Welche Konsequenzen haben sich aus dieser bedeutsamen 
Erkenntnis für die Entwicklungshilfeaktivitäten auf dem Energie- 
sektor ergeben? 


Nein. In entwicklungspolitisch sinnvollen Projekten wird unter 
Berücksichtigung der ökologischen Kosten grundsätzlich die wirt- 
schaftlich günstigere Lösung gewählt. Dies gilt auch für den 
Einsatz von Solarzellen. 


16. Wie hoch ist gegenwärtig das Verhältnis der Entwicklungshilfe für 
die nicht netzangebundenen Räume' der Dritten Welt auf dem 
Energiesektor zwischen konventionellen Energiebereitstellungs- 
maßnahmen und erneuerbaren Energien, wobei für erneuerbare 
Energien in diesen Fällen nicht mehr das Argument mangelnder 
Wirtschaftlichkeit gelten kann (siehe Frage 15)? 


Die Definition von „nicht netzangebundenen Räumen'' ist un- 
scharf. In der Entwicklungshilfestatistik sind derartige Angaben 
nicht abfragbar. Die GTZ (siehe Frage 15) schätzt, daß bei laufen- 
den TZ- Vorhaben in „nicht netzangebundenen Räumen" des Be- 
reichs Energie das Verhältnis zwischen konventionellen und 
erneuerbaren Energie Vorhaben 2 : 1 beträgt. 

Im Rahmen der Finanziellen Zusammenarbeit werden erneuer- 
bare Energien überwiegend netzverbunden eingesetzt. 
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17. Welche administrativen Zuständigkeiten hat die Bundesregierung 
für den Bereich erneuerbarer Energien im Bundesministerium für 
Wirtschaft, im Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, For- 
schung und Technologie und im Bundesministerium für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und Entwicklung? 

18. Wie groß ist die personelle Ausstattung in den entsprechenden 
Zuständigkeitsbereichen (siehe Frage 17) für erneuerbare Ener- 
gien? 

Hält die Bundesregierung diese personelle Ausstattung in den 
jeweiligen Ministerien, insbesondere für die vielfältigen Fragen der 
Markteinführung und der Exportförderung, für ausreichend, insbe- 
sondere vor dem Hintergrund der amerikanischen und japanischen 
Aktivitäten? 


Das BMWi ist zuständig für die wirtschaftspolitischen Fragen der 
Nutzung erneuerbarer Energien, insbesondere die energie-, indu- 
strie- und außenwirtschaftspolitischen Aspekte der erneuerbaren 
Energien. Im Rahmen der Abteilung „Energiepolitik, mineralische 
Rohstoffe" hat das BMWi ein eigenes Referat für erneuerbare 
Energien eingerichtet. Dieses ist mit einem Referatsleiter, einem 
Referenten und zwei Sachbearbeitern ausgestattet. Auch andere 
Referate des Ministeriums sind mit Fragen der erneuerbaren 
Energien befaßt, soweit diese für die dort federführend behan- 
delten Themen (z.B. das Stromeinspeisungsgesetz) relevant sind. 
Die Durchführung des lOO-Mio.-DM-Programms für erneuerbare 
Energien wurde dem Bundesamt für Wirtschaft übertragen, hier- 
mit sind z. Z. 26 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter befaßt, die zum 
Teil aus anderen Bereichen des Bundesamtes abgezogen wurden. 

Das BMBF ist zuständig für die Förderung der Forschung und 
Entwicklung sowie der Demonstration und Erprobung auf dem 
Gebiet der erneuerbaren Energien, außer der energetischen Nut- 
zung von Biomasse, 

Im Fachreferat „Erneuerbare Energien" sind ein Referatsleiter, 
zwei Referenten und zwei Sachbearbeiter eingesetzt. In zwei 
weiteren Fachreferaten sind die Referatsleiter sowie zwei Refe- 
renten und ein Sachbearbeiter teilweise mit diesem Gebiet befaßt. 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten (BML) hat die Zuständigkeit für die Förderung von For- 
schung, Entwicklung, Demonstration und Erprobung im Bereich 
der Biomasse als erneuerbarer Energieträger. Im Fachreferat 
bearbeiten je 1 Mitarbeiter des höheren und des gehobenen Dien- 
stes dieses Gebiet. 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) ist für die entwicklungspolitische Zusammen- 
arbeit auf dem Sektor Energie zuständig. Hierzu gehören nicht die 
Markteinführung und die Exportförderung von Produkten erneu- 
erbarer Energie. 

Das Referat 225 - Energie, Wasserwirtschaft, Stadtentwicklung, 
Rohstoffe - ist derzeit mit vier Mitarbeitern des höheren Dienstes 
und einem Sachbearbeiter besetzt. 

Die Stellenausstattung in den beteiligten Ressorts orientiert sich 
- wie in den anderen Bereichen auch - an den Aufgaben und wird 
daran ständig überprüft. 


10 




Druck: Thenee Druck, 53113 Bonn, Telefon 91781-0 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon (02 28) 3 82 08 40, Telefax (02 28) 3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 



